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Eine Initiative des Bundespräsidenten mit:

Einleitende Worte
Endlich geschafft. Das BürgerProgramm für Deutschland ist 
fertig und gedruckt. Viel Arbeit war und viel Hoffnung ist damit 
verbunden.

Viele Bürger nutzten die Chance und arbeiteten fast zwei  
Monate miteinander in sechs Ausschüssen an verschiedenen 
politisch wichtigen Themen. Das Ergebnis, all die eingegange-
nen Beiträge und Rückmeldungen, insbesondere aber auch 
die kritischen Anmerkungen zeigen, dass wir es keineswegs 
mit einer politikmüden Gesellschaft zu tun haben. Wir Bürger 
wollen mitreden und mitarbeiten und wir sind bereit, Zeit zu 
investieren, um unsere Gesellschaft zu gestalten. 

Der Bundespräsident mit der Bertelsmann Stiftung und der 
Heinz Nixdorf Stiftung haben mit dem BürgerForum versucht, 
den Ruf nach mehr Bürgerbeteiligung auf moderne Art und 
Weise aufzugreifen. Die erste Phase des BürgerForums in 
Form einer großen Diskussionsrunde zeigte, wie schwer es ist, 
aus vielen Ansichten in relativ kurzer Zeit eine einzige Heraus-
forderung zu extrahieren, die jeder Teilnehmer mittragen kann. 
In der Onlinephase des BürgerForums gab es leider aufgrund 
von Schwierigkeiten im Umgang mit der Plattform weniger  
aktive Teilnehmer als bei den Auftaktveranstaltungen. Eine 
bessere Umsetzung des Kommunikationsmediums Internet-
forum kann das in hoffentlich folgenden Bürgerforen ver- 
hindern. Während der gesamten Ausarbeitungsphase lernten 
wir, Kompromisse zu schließen und Vorgaben einzuhalten, wie 
es auch in der Politik üblich ist.

Nun steht das Programm 2011 und wir sind stolz darauf, dabei 
gewesen zu sein. Wir hoffen und erwarten, unsere Beiträge 
arbeiten zu sehen. Das vorliegende BürgerProgramm für 
Deutschland sowie die 25 BürgerProgramme in den beteiligten 
Regionen sind erarbeitet worden, um in die Entscheidungs- 
findung politischer und gesellschaftlicher Fragen mit einge-
schlossen zu werden. Sie sollen beachtet, diskutiert und ver-
breitet werden, denn sie sind von den Menschen ausgearbeitet 
worden, die sie betreffen. Dafür muss das BürgerProgramm 
auch über die Grenzen des Internets hinaus bekannt werden 
und die Chance bekommen, sich als bürgernahes politisches 
Instrument zu etablieren.

Wir wünschen uns, dass diese und andere Formen der Bürger-
beteiligung auch im nächsten Jahr stattfinden können und 
deutlich stärker in die Öffentlichkeit getragen werden. Gerade 
jüngere Bürger, die dieses Jahr in der Unterzahl waren, kön-
nen so die Möglichkeit nutzen, Politik aktiv mitzugestalten und 
ihre Meinung zu diskutieren. Eine intuitivere Onlineplattform 
sowie Experten, die den verschiedenen Ausschüssen beiseite 
stehen, können das Forum dann noch verbessern.

Wir haben diskutiert, wir haben gestritten, wir haben gelacht 
und Kompromisse geschlossen. Vor allem haben wir viel ge-
lernt und freuen uns, diese Arbeit als Ergebnis nun vorliegen 
zu sehen. Möge sie weiterwirken und inspirieren, statt in einer 
Schublade zu verschwinden, damit diese unsere Arbeit keine 
einseitige Arbeitsbeschaffungsmaßnahme gewesen war.

bürgerforum 2011

Demokratie ist ein Verfahren,  
das garantiert, dass wir nicht besser regiert werden, 

als wir es verdienen (George Bernard Shaw)

Ariane Ullrich
BürgerRedakteurin BürgerForum Teltow-Fläming, 

Ausschuss Integration

Soryna Alber
BürgerRedakteurin BürgerForum Göppingen,  

Ausschuss Solidarität und Gerechtigkeit
∙
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Das BürgerForum 2011 

Zukunft braucht 
Zusammenhalt. Vielfalt 
schafft Chancen. 

Die Kluft zwischen Wählern und Ge-
wählten hat sich vergrößert. Immer  
weniger Menschen gehen in Deutsch-
land zur Wahl oder engagieren sich in 
Parteien, Initiativen und Vereinen. Statt-
dessen nimmt das Misstrauen in Poli- 
tiker und deren Entscheidungen stetig  
zu. Deshalb ist es wichtig, Brücken zwi-
schen den Bürgern und den politisch 
Verantwortlichen zu schlagen und ein 
gemeinsames, verantwortliches Han-
deln zu initiieren. Das BürgerForum 
2011 setzt sich dafür ein, die Politik wie-
der näher an die Bürger zu rücken und 
die Demokratie durch aktive Beteiligung  
zu stärken.

Das BürgerForum 2011 ist eine ge-
meinsame Initiative des Bundesprä- 
sidenten Christian Wulff mit der Bertels-
mann Stiftung und der Heinz Nixdorf 
Stiftung. In 25 Städten und Land- 
kreisen aus ganz Deutschland waren 
jeweils 400 Teilnehmer eingeladen, bei 
diesem Bürgerbeteiligungsprojekt mit-
zuarbeiten. So entstand bundesweit 
eine Diskussionsplattform für insge-
samt 10.000 Menschen – von der Nord-
see bis zum Bodensee, von Aachen  
bis Chemnitz.

Das Thema

Unter dem Titel „Zukunft braucht Zu-
sammenhalt. Vielfalt schafft Chancen“ 
haben sich die Teilnehmer des Bürger-
Forums mit der Frage beschäftigt, wie 
der gesellschaftliche Zusammenhalt in 
Deutschland in Zukunft gefördert wer-
den kann. Die Gesellschaft treibt heute 
an vielen Stellen auseinander: Davon 
zeugt beispielsweise der Gegensatz 

zwischen Jung und Alt, die Kluft zwi-
schen Arm und Reich oder die unzurei-
chende Integration von Migranten. Wie 
wollen die Menschen in Deutschland 
vor dem Hintergrund dieser Herausfor-
derungen künftig zusammenleben? In-
wiefern bietet die Vielfalt der Menschen 
unseres Landes auch Chancen für die 
Zukunft?

Bei Präsenzveranstaltungen und wäh-
rend einer mehrwöchigen Online-Dis-
kussion haben die Teilnehmer des Bür-
gerForums in sechs thematischen 
Ausschüssen konkrete Vorschläge für 
wichtige politische und gesellschaft- 
liche Herausforderungen erarbeitet. Die 
Ausschussthemen wurden im Herbst 
2010 bei einem Workshop mit Teil- 
nehmern früherer BürgerForen, Wis-
senschaftlern und Vertretern der Zivil-
gesellschaft festgelegt: Bildung, 
Demografie, Demokratie und Beteili-
gung, Familiäre Lebensformen, Integra-
tion sowie Solidarität und Gerechtigkeit. 

Die Regionen

Im Herbst 2010 wurden alle Landkreise 
und Städte mit mehr als 80.000 Einwoh-
nern in Deutschland zur Mitwirkung am 
BürgerForum eingeladen. Aus den mehr 
als 160 Bewerbungen wurden schließ-
lich per Losverfahren nach regionaler 
Gewichtung 25 Städte und Landkreise 
ausgewählt. Die mitwirkenden Regionen 
stehen stellvertretend für die Vielfalt in 
Deutschland: Ob Ost oder West, Nord 
oder Süd, Großstädte oder kleinere, länd-
lich geprägte Landkreise – unter dem 
Dach des BürgerForums 2011 findet sich 
eine bunte Mischung von Regionen.

Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer

Die Ansprache der jeweils 400 Teilneh-
mer in den 25 mitwirkenden Regionen 
erfolgte telefonisch nach einem Zufalls-
verfahren. Für jede Region wurde eine 
zufällige Stichprobe aus dem Telefonre-
gister gezogen. Nach dieser Stichprobe 
wurde angerufen und zum BürgerForum 
eingeladen. Das Ziel der zufälligen Aus-
wahl war es, dass die Teilnehmerschaft 
des BürgerForums die Vielfalt der Men-
schen in Deutschland widerspiegelt und 
auch Personen über den Kreis der ohne-
hin schon politisch Interessierten hinaus 
angesprochen werden. Um dies zu ge-
währleisten, wurden bei der Ansprache 
am Telefon auch das Alter und der er-
worbene Schulabschluss abgefragt. 

Die Ergebnisse

Als Ergebnis des BürgerForums 2011 lie-
gen 25 regionale BürgerProgramme  
vor, die jeweils sechs Lösungsvorschlä-
ge zu den zuvor festgelegten Heraus-
forderungen enthalten. Die Vorschläge 
in diesen Programmen spiegeln die  
Vielfalt der Ideen und Diskussionen im  
BürgerForum 2011 wider. Sie wurden für 
jede Region gedruckt und online ver- 
öffentlicht. 

In einem zweiten Schritt, der bundeswei-
ten Online-Diskussion, war das Ziel, die 
Vielfalt der Ergebnisse stärker zu fokus-
sieren. Aus allen regionalen Vorschlä-
gen haben die Teilnehmer die sechs 
überzeugendsten Vorschläge (je einer 
pro Ausschussthema) ausgewählt, die 
hier veröffentlicht sind.

bürgerforum 2011
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Der Weg zum BürgerProgramm

Der Auftakt

Der Startschuss für das BürgerForum 
fiel am 12. März 2011 mit 25 parallel 
stattfindenden Auftaktveranstaltungen 
und einer live aus Naila im Landkreis 
Hof in alle weiteren Foren übertragenen 
Rede von Bundespräsident Christian 
Wulff. In kleinen Tischgruppen lernten 
sich die Teilnehmer an diesem Tag ken-
nen und trafen in ihren Ausschüssen 
die ersten inhaltlichen Festlegungen für 
das BürgerProgramm. In Diskussionen 
und Abstimmungen legten sie jeweils 
eine zentrale Herausforderung fest, 
also das größte gesellschaftliche Prob-
lem oder die wichtigste Entwicklung in 
ihrem Themenfeld. Danach erarbeiteten 
die Teilnehmer erste Ideen für Vor-
schläge, wie der Herausforderung am 
besten begegnet werden kann. Nach  
einem Tag intensiver Arbeit standen als  
Ergebnisse der Auftaktveranstaltung  
in allen 25 Regionen jeweils eine aus-

formulierte Herausforderung und meh-
rere stichpunktartig formulierte Vor-
schläge pro Ausschuss fest.

Die Online-Diskussion

Wenige Tage nach dem Auftakt startete 
die fünfwöchige Online-Diskussion der 
25 regionalen BürgerForen. Die Ergeb-
nisse der Auftaktveranstaltung wurden 
eins zu eins auf die Online-Plattform 
übertragen, sodass die Teilnehmer im 
Internet darauf aufbauen konnten. In  
der ersten Phase der Online-Diskussion  
arbeiteten die Teilnehmer weiter an den 
verschiedenen Vorschlägen in ihrem 
Ausschuss und stimmten darüber ab, 
welcher Vorschlag in das BürgerPro-
gramm übernommen werden sollte. Den 
ausgewählten Vorschlag arbeiteten die 
Teilnehmer im zweiten Teil der Online-
Diskussion weiter aus und formulierten 
die Texte für das BürgerProgramm.  
Aber wie können die vielen Mitglieder  

eines Ausschusses gemeinsam an ei-
nem Text schreiben? Die Antwort ist: 
Nicht jeder arbeitete selbst am Text. Das 
Formulieren des Vorschlags übernah-
men sogenannte BürgerRedakteure. Sie 
waren selbst auch Teilnehmer des Bür-
gerForums, hatten aber eine besondere 
Rolle übernommen. Pro Ausschuss gab 
es zwei BürgerRedakteure mit dieser 
verantwortungsvollen Aufgabe: Alle Mit-
glieder eines Ausschusses konnten 
Kommentare, Änderungen und Ergän-
zungen zu einem Vorschlag und zu  
einzelnen Textabschnitten machen. Die 
Bürger-Redakteure formulierten dann 
aus diesen Kommentaren und Anmer-
kungen die zusammenhängenden Texte 
für das BürgerProgramm.

Moderiert wurde die Diskussion in jeder 
Region von jeweils vier Online-Modera-
toren. Diese waren in der Mehrzahl 
selbst Teilnehmer eines vorangegange-
nen BürgerForums. Die Online-Modera-

Meistens treffen sich Menschen entwe-
der auf politischen Veranstaltungen oder 
sie diskutieren im Internet, häufig ohne 
einander zu kennen. Die Besonderheit 
des BürgerForums ist es, beides mitein-
ander zu verbinden: Das BürgerPro-

gramm ist ein Ergebnis, das von den Teil-
nehmern sowohl auf Veranstaltungen als 
auch im Internet erarbeitet wurde. 

Für alle Teilnehmer begann das Bürger-
Forum mit einem Telefonat, in dem sie 

zur Mitwirkung an dem Projekt einge- 
laden wurden. Auf der Internet-Plattform 
des BürgerForums konnten sich die Teil-
nehmer danach näher über die Ziele und 
den Ablauf des Projekts informieren und 
sich verbindlich dafür anmelden.

Bundespräsident 
Christian Wulff eröffnete 
das BürgerForum 2011 
in Naila im Landkreis Hof  
und diskutierte mit den  
Teilnehmern

Diskussion bei der Auftaktveranstaltung
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toren griffen inhaltlich nicht ein. Ihre Auf-
gabe war es vor allem darauf zu achten, 
dass die Diskussion sachlich und fair 
verläuft. Am Ende der Online-Diskus- 
sion, nach über 50.000 Textbeiträgen, 
Kommentaren und Anmerkungen der 
Teilnehmer, stand in jeder der 25 Re- 
gionen ein im Detail ausformulierter  
Vorschlag pro Ausschussthema fest. 
Insgesamt wurden so 150 Vorschläge – 
25 regionale BürgerForen mit jeweils 
sechs Ausschüssen – erarbeitet, wie  
der gesellschaftliche Zusammenhalt in 
Deutschland gestärkt werden kann.

Tag des BürgerForums

Am 14. Mai 2011, dem Tag des BürgerFo-
rums, kamen die Teilnehmer in den Regi-
onen erneut persönlich zusammen. Die 
Ergebnisse der regionalen BürgerPro-
gramme wurden der Öffentlichkeit vorge-
stellt und mit mehr als 200 Vertretern aus 
Politik und Gesellschaft diskutiert.

Bundesweite
Online-Diskussion

In der bundesweiten Online-Diskussion 
haben die Teilnehmer aller 25 Regionen 
zu jedem Ausschussthema einen Vor-
schlag aus den regionalen BürgerPro-
grammen ausgewählt, der im bundeswei-
ten BürgerProgramm abgedruckt wird. In 
Ergänzung zu der Vielfalt der Ergebnisse 
aus den regionalen BürgerProgrammen 
sind damit die überzeugendsten Vor-
schläge, die von der Mehrheit aller Teil-
nehmer des BürgerForums 2011 unter-
stützt werden, repräsentiert. Ziel ist es, 
damit den Vorschlägen aus dem Bürger-
Forum in der bundesweiten politischen 
Debatte ein größeres Gewicht zu verlei-
hen. Die bundesweite Online-Diskussion 
lief in zwei Schritten ab: Zunächst wurden 
aus den 25 regionalen Vorschlägen zu je-
dem Ausschussthema acht für die bun-
desweite Online-Diskussion nominiert. 
Im zweiten Schritt wurde aus dieser Vor-

auswahl der jeweils überzeugendste Vor-
schlag ausgewählt. Die Teilnehmer disku-
tierten dazu online in kleinen Gruppen 
und verglichen immer zwei Vorschläge 
miteinander. 

Tag der Demokratie

Am 28. Mai 2011 wurde das BürgerFo-
rum auf Bundesebene mit einer Veran-
staltung im Alten Bundestag in Bonn 
abgeschlossen. Delegationen aus allen 
25 regionalen BürgerForen sind nach 
Bonn gereist, um bei der Übergabe des 
bundesweiten BürgerProgramms an 
Bundespräsident Christian Wulff dabei 
zu sein und die Vorschläge mit ihm und 
anderen Vertretern aus Politik und Ge-
sellschaft zu diskutieren.

Wie weiter?

Der Tag des BürgerForums und der  
Tag der Demokratie markieren zwar  

einen Abschluss der Diskussion über 
die BürgerProgramme, das Bürger- 
Forum ist damit aber noch nicht zu 
Ende. Die Vorschläge aus den Bürger-
Programmen werden in den Regionen 
weiterverfolgt. In einigen Regionen  
werden sogenannte Engagement-
Marktplätze durchgeführt, auf denen 
sich die Teilnehmer mit bestehenden 
gemeinnützigen Organisationen aus-
tauschen und gemeinsam Projekte  
planen können. In anderen Regionen 
werden Folgeveranstaltungen zum  
BürgerForum angeboten, Ansprech-
partner in der Verwaltung zu einzelnen 
Ausschussthemen benannt oder Teil-
nehmer haben bereits selbst Initiativen 
oder Diskussionsrunden zu den The-
men des BürgerForums ins Leben  
gerufen. Auf vielfältige Weise arbeiten 
so Politik und Bürger zusammen, um  
einen Beitrag zur Umsetzung der Vor-
schläge aus den BürgerProgrammen  
zu leisten.

bürgerforum 2011

Abstimmung der Vorschläge in der bundesweiten Online-Diskussion

BürgerRedakteure formulieren die Texte Abstimmung über eine Herausforderung
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So funktioniert  
die Online-Plattform

Die Online-Plattform ist der zentrale Ar-
beitsbereich des BürgerForums. Hier ar-
beiten 10.000 Teilnehmer gemeinsam 
an 25 regionalen BürgerProgrammen 
und an einem bundesweiten BürgerPro-
gramm. Die Teilnehmer jedes der 25  
regionalen BürgerForen diskutieren zu-
nächst auf einer eigenen Plattform unter 
sich. Für die Wahl der Vorschläge in das 
bundesweite BürgerProgramm werden 
die 25 einzelnen Plattformen miteinan-
der vernetzt. Die Online-Plattform wurde 
eigens für das Projekt entwickelt und 
enthält eine Reihe von Funktionen, die 
den Teilnehmern ermöglicht, online zu 
diskutieren und gemeinsam an konkre-
ten Texten zu arbeiten.

Gesicht zeigen

Bei der Auftaktveranstaltung hatten sich 
viele Teilnehmer bereits kennengelernt 
und auch online sollten sie sich, anders 
als bei vielen anderen politischen Dis-

kussionen im Internet, nicht anonym 
austauschen. So stehen die Teilnehmer 
des BürgerForums mit ihrem Namen und 
einem Foto zu ihren Diskussionsbei- 
trägen. Eine persönliche Nachrichten-
funktion ermöglicht den Austausch un-
tereinander auch abseits der inhaltlichen 
Diskussion.

Kommentare und 
Anmerkungen

Die Arbeit an den gemeinsamen Texten 
verläuft nicht in der offenen Struktur ei-
nes Internet-Forums, in dem alle Beiträ-
ge untereinander erscheinen. Direkt am 
Text arbeiten nur die BürgerRedakteure. 
Die anderen Teilnehmer schreiben Kom-
mentare und Anmerkungen dazu, die 
sich direkt auf eine bestimmte Textpas-
sage beziehen. Auf den ersten Blick un-
gewohnt, ermöglicht diese Struktur, 
dass viele Menschen gleichzeitig an ei-
nem Text arbeiten. Wurde ein Kommen-

tar durch den BürgerRedakteur eingear-
beitet, kann er ihn auf „erledigt“ setzen. 
Damit der Prozess transparent verläuft, 
bleibt der Kommentar aber weiterhin 
einsehbar. 

Aufgabenbereich

Den Überblick über die Geschehnisse 
auf der Plattform behalten die Teilneh-
mer in ihrem persönlichen Aufgabenbe-
reich. Hier erfahren sie Schritt für Schritt, 
wie die Diskussion sich entwickelt, in 
welcher Form sie mitwirken können und 
ob sie eine persönliche Nachricht in ih-
rem Postfach auf der Plattform erhalten 
haben. 

Informationen

Im Bereich „Information“ werden regel-
mäßig aktuelle Artikel zum BürgerForum 
2011 eingestellt, zum Beispiel Ankündi-
gungen für Veranstaltungen, Erklärun-

gen zu der Online-Plattform und eini-
ges mehr. Sowohl die Teilnehmer als 
auch interessierte Gäste können sich 
in diesem Bereich über den Fortgang 
des BürgerForums auf dem Laufenden 
halten.

Moderation

Damit die Online-Diskussion fair und 
sachlich bleibt, braucht es eine Mo-
deration. Für das BürgerForum 2011 
wird diese Funktion von eigens dafür  
geschulten Online-Moderatoren über-
nommen. Die meisten von ihnen wa-
ren bereits bei einem früheren Bür-
gerForum als Teilnehmer dabei. 
Gegenüber dem Inhalt verhalten sich 
die Online-Moderatoren neutral – sie 
bewerten die Ideen und Vorschläge 
nicht, sondern achten nur darauf, 
dass eine ausgewogene Diskussion 
entstehen kann.

Aktuelle Informationen  
aus dem BürgerForum 

Kommentare und Anmerkungen 
zum Text des BürgerProgramms
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Stadt Chemnitz: 
Chemnitz: Kopfsache! 

Landkreis Emsland: 
„Platt“-Form Emsland – bei uns wird weit gedacht. 

Stadt Braunschweig: 
Eintracht in Vielfalt – gemeinsam löwenstark. 

Stadt Bochum: 
Glück auf Schwung!!! 

Stadt Halle (Saale): 
Halle hat Mut(ige) Bürger. 

Landkreis Rotenburg (Wümme): 
Mitgemacht – von Bürgern durchdacht. 

Stadt und StädteRegion Aachen: 
Ich + Du = Wir. Bürgermeinung hat Vorfahrt. 

Kreis Paderborn: Zusammen für unsere Region – 
gut für mich – gut für dich – gut für alle! 

Landkreis Ludwigslust: 
Ideen statt Frust – Ludwigslust. 

Landkreis Bad Doberan: 
Nich lang snacken ... anpacken. 

Landkreis Teltow-Fläming: 
Demokratie: Sie haben uns gerade noch gefehlt! 

Kreis Dithmarschen: 
Dithmarschen mischt mit – und auf! 

Vielfalt:  
Das BürgerForum 
2011 in 25 Regionen



14   15

Bundesstadt Bonn: 
R(h)ein in die Zukunft. 

Stadt Frankfurt am Main: 
Mitmachen in Frankfurt – Deutschland gestalten. 

Landkreis Saarlouis: 
Mitgestalten, statt Klappe halten. 

Stadt Freiburg (Breisgau): 
Frei denken – Chancen schenken! 

Werra-Meißner-Kreis: 
Demokratie von Werra und Meißner. 

Landkreis Kusel: 
Wir reden mit! 

Stadt Mannheim: 
BürgerForum 2011 – mitmachen, statt abwarten! 

Landkreis Göppingen: 
Wer nicht mitmacht, ist draußen. 

Landkreis Altötting: 
Die Stimme des Volkes in den Ohren der Politik. 

Stadt und Landkreis Hof: 
Wir mischen mit – das Hofer Land für Deutschland. 

Landkreis Regensburg: 
Demokratie jetzt und hier – wer, wenn nicht wir! 

Wartburgkreis: Vom Grenzgebiet 
zu Deutschlands Mitte – Bürgermeinung, bitte! 

Landkreis Lindau (Bodensee): 
Bürger denken für die Politik. 

bürgerforum 2011
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solidarität und gerechtigkeit

vorSchlag auSSchuSS Solidarität und gerechtigkeit 

vorschLAg

ethisches handeln in 
Politik, Wirtschaft und gesellschaft

begrÜndung

Wir leben in einem reichen Land. Wir 
leben in Frieden. „Wir sind Papst“ und 
erleben „sommermärchen“. Wir sind ex-
port- und reiseweltmeister. Wir nähern 
uns der vollbeschäftigung. Wir retten 
banken und den euro. Alle müssten 
dankbar und zufrieden sein. viele sind 
es auch – zu recht!

Trotzdem gibt es jetzt den „Wut-
bürger“, der sich gegen vieles auflehnt. 
es gibt drei Millionen Arbeitslose und 
Menschen in prekären Arbeitsverhältnis-
sen. Männer sind gleichberechtigter als 
Frauen. es gibt Kinderarmut, Alters-
armut und Tafeln. Wir wählen superstars 
und sind konsumsüchtig. gewalt ist all-
gegenwärtig. die gestaltungskraft der 
Politik scheint verloren. viele bürger 
gehen nicht mehr zur Wahl, kennen nicht 
einmal die namen der Politiker. die glo-
balisierung ängstigt viele. Mehr umwelt-
schutz muss man sich leisten können 
und auch mehr bildung. 

es ist Zeit für eine Kursänderung, für 
eine diskussion und verankerung von 
moralischen Werten und ethischen 
grundsätzen. es gibt viele gründe, jetzt 
zu handeln! 

vorschLAg iM deTAiL

Zur verankerung von moralischem han-
deln in der gesellschaft müssen Men-
schen aller gruppierungen als glaub-
hafte vorbilder in erscheinung treten. 
Anstand schafft Anstand! 

vertrauenswürdige Politiker: Für den 
bürger muss erkennbar sein, wofür Politi-
ker stehen und welche Überzeugungen 
sie vertreten. hauptamtliche Amts- und 
Mandatsträger dürfen keine nebentätig-
keiten in unternehmen ausüben. ihre ver-
gütung muss von unabhängiger stelle, 
z. b. dem ethikrat, festgelegt werden. 
Aktivitäten von Lobbyisten sind offenzu-
legen und ihre Mitwirkung in gesetz-
gebungsverfahren ist zu untersagen. 

informierte und aktive bürger: Über 
geplante vorhaben sind die bürger früh-
zeitig und umfassend zu informieren. 
Möglichkeiten der einflussnahme sind 
aufzuzeigen. neue Formen der politi-
schen Teilhabe sollen entwickelt werden. 
bereits in schulen muss praktisches ver-
ständnis für gesellschaftliche Zusam-
menhänge gefördert werden, z. b. Plan-
spiele.

ethisch geprägte Wirtschaft: die ein-
führung und durchsetzung globaler Wirt-
schaftsregeln und die Förderung regiona-

ler strukturen dürfen nicht aufgeschoben 
werden. im rating von unternehmen 
müssen auch ethische Kriterien, wie 
nachhaltigkeit und gleichbehandlung, 
gewertet werden. unternehmen, die 
staatsbeihilfen in Anspruch nehmen, dür-
fen vor deren rückführung keine ge-
winne ausschütten. Frauen und Männer 
müssen dieselben Zugangs- und Auf-
stiegschancen bei gleicher entlohnung in 
unternehmen haben. der Missbrauch 
von Leiharbeit und anderer arbeitsmarkt-
politischer instrumente zum Lohndum-
ping muss unterbunden werden. 

bürgerjahr: nach dem ersten Aus-
bildungsabschnitt oder integriert in ihre 
Ausbildung absolvieren junge Menschen, 
angemessen vergütet, Aufgaben in den 
verschiedensten öffentlichen oder ge-
meinnützigen einrichtungen. 

Programm gegen Armut – ein Appell! 
deutschland darf Armut nicht tolerieren, 
weder bei Kindern noch bei rentnern, 
egal, ob die Armut durch finanziellen 
Mangel oder durch vernachlässigung 
und gleichgültigkeit verursacht wird. 

Pro und conTrA

Moral und ethik sind bestandteile der 
menschlichen charakterbildung, für die 
kein rechtsverbindlicher Kodex aufge-
stellt werden kann. sie müssen vorge-
lebt werden. die positiven Auswirkungen 
der Maßnahmen zeigen sich langfristig 
und erfordern einen gesellschaftlichen 
Lernprozess. die Kontrolle der einhal-
tung und der nachweis der Wirkungen 
sind schwierig. 

gelingt jedoch ein konsequentes 
durchhalten der Maßnahmen und wer-
den mögliche negative begleitaspekte, 
wie z. b. die verdrängung regulärer 
Arbeitsplätze durch Leistende des bür-
gerjahres, unterbunden, werden der 
Zusammenhalt und das verantwortungs-
gefühl für die gemeinschaft nachhaltig 
gestärkt. daraus resultieren eine höhere 
Wahlbeteiligung, eine Mobilisierung von 
mehr bürgern zur Mitbestimmung und 
Mitgestaltung, ein verständnis für die 
Komplexität von entscheidungsprozes-
sen und mehr Wertschätzung für das po-
litische Wirken. negative entwicklungen 
in der gesellschaft, wie z. b. extremis-
mus, können dadurch wirksam verhin-
dert werden. 

uMseTZung

berufsmoralische regeln für einzelne 
gruppen vermitteln ein gemeinsames 
ethikverständnis. Für Politiker enthalten 
diese z. b. den verzicht auf Fraktions-
zwang und die verpflichtung zur ein-
haltung von Wahlversprechen. Für das 
Lobbying werden Transparenzregeln 
verabschiedet und ein register geführt.

Auf kommunaler ebene werden neue 
Formen der politischen Teilhabe einge-
richtet, welche die bürger in den ent-
wicklungs- und umsetzungsprozess der 
Projekte einbeziehen. ein weiterführen-
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
regelt, dass unternehmen durch Leih-
arbeiter keine finanziellen vorteile ge-
genüber Festanstellungen entstehen. 

Für das bürgerjahr entwickeln Politik und 
junge Menschen gemeinsam die organi-
satorischen rahmenbedingungen. 

Lokale Leistungsträger unterstützen 
regionale sozialfonds, die unbürokra-
tisch einzelfallhilfen an bedürftige leis-
ten. Wirtschaften mit Anstand schafft 
Wohlstand!

BürgerRedakteure 
Irene Lindner, Renate Dorfner
BürgerForum Altötting

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Wer arbeitet, soll davon ein zumutbares Leben führen können 
 (Werra-Meißner-Kreis) 
• Werte definieren, leben und vermitteln (Göppingen)
• Gerechte Verteilung (Emsland) 
• Mindestlöhne (Teltow-Fläming) 
• Das Gemeinwohl muss wieder zur zentralen Aufgabe der Politik werden (Lindau) 
• Gesetzliche Einführung eines existenzsichernden Mindestlohns (Saarlouis) 
• Recht auf würdige, erfüllende Arbeit und gerechte Entlohnung (Halle)

unser bürgerProgramm gestaltet ein Land, in dem glaubhafte moralische vorbilder 
zählen. das handeln ist geprägt von gerechtigkeit, chancengleichheit und nachhaltigkeit. 
die bürger arbeiten aktiv an ihrer Zukunft mit. die Menschen halten zusammen und leben 
gerne in ihrem Land.  

die verpflichtung zum moralischen handeln in der Politik, in 
der Wirtschaft und bei allen bürgern muss chancengleichheit 
schaffen, eine neue Wirtschaftsethik ins Leben rufen, 
verständnis füreinander in allen gesellschaftsbereichen 
schaffen und die eigenverantwortung fördern.
BürgerRedakteure Renate Dorfner, Irene Lindner
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vorSchlag auSSchuSS demokratie und beteiligung 

demokratie und beteiligung

vorschLAg

bürgereinbindung + unabhängigkeit 
+ transparenz = bessere Politik

begrÜndung

die tägliche politische erfahrung zeigt, 
dass die regierungen, Parlamente und 
verwaltungen unserer repräsentativen 
demokratie viele gesellschaftlich drin-
gende Fragen nicht, nicht ausreichend, 
zu spät oder gegen eine Mehrheits-
meinung der bevölkerung regeln. unser 
demokratisches Modell muss deshalb um 
elemente der direkten demokratie er-
gänzt werden, die die erfüllung der von 
den bürgern als vordringlich empfunde-
nen Ziele und Aufgaben nachhaltig 
ermöglichen. dabei sind von Politik und 
Politikern Transparenz der entschei-
dungswege und Feedback gegenüber 
den bürgern gefordert. um dies zu errei-
chen, müssen die einflüsse mächtiger 
interessengruppen auf die Politik wirk-
sam eingeschränkt werden.

der Politiker darf nur dem gesetz/
dem Allgemeinwohl – nicht aber einzel-
interessen – verpflichtet sein. der hier-
zu erforderliche Wandel der politischen 
Arbeit und ethik kann und muss durch 
aktive und kontrollierende einwirkung 
des politisch mündigen und verantwor-
tungsbewussten bürgers erreicht wer-
den. 

vorschLAg iM deTAiL

1. bürgereinbindung – bundesweit müs-
sen institutionelle rahmenbedingungen 
für eine stärkere bürgerbeteiligung 
geschaffen werden: bürgerbegehren/
bürgerentscheid mit nicht zu hoher ein-
trittsschwelle ∙ verpflichtende Beteili-
gung der bürger bei konzeptionellen 
Fragen und bei verteilung von Finanz-
mitteln (bürgerhaushalt) von der Pla-
nung bis zur umsetzung (nachhaltigkeit 
auch über die Legislaturperiode hin-
aus), dabei seitens der Politik Pflicht zu 
umsetzung und Feedback mit klaren 
und verbindlichen Konsequenzen ∙ Bür-
gerforen zur information, Meinungs-
bildung, diskussion und begleitung we-
sentlicher politischer entscheidungen 
(möglichst gemeinde-, landes- und 
bundeseinheitlich; internetplattform, 
bürgerbüros als Anlaufstellen und or-
ganisationsbasis, auch als hilfe für 
internetferne Bürger) ∙ Förderung des 
demokratischen bewusstseins, der 
staatsbürgerlichen Kompetenz und der 
politischen bildung (in schule, studium, 
erwachsenenbildung und täglichem 
Leben) ∙ Förderung ehrenamtlichen po-
litischen engagements (z. b. durch Teil-
zeit, Freistellung, öffentliche Anerken-

nung) ∙ umfassende Information der 
bürger über konventionelle und elektro-
nische Medien

2. Unabhängigkeit von Lobbys und 
einzelinteressen stärken durch: neben-
tätigkeitsregeln/-verbote für Abgeord-
nete zur sicherung der inhaltlichen und 
zeitlichen unabhängigkeit des Mandats 
(gilt auch für Aufsichts-/beiratstätig-
keiten in Firmen und Aktiengesellschaf-
ten) ∙ Verbot von Parteispenden durch 
juristische Personen (Firmen, verbän-
de) ∙ öffentliche Begleitung politischer 
vorhaben durch unabhängige Fachleute

3. Transparenz: ehrlichkeit in der 
politischen diskussion, nachvollzieh-
barkeit der politischen entscheidungen 
und überzeugendes Fehlermanage-
ment ∙ Stärkeres In-die-Pflicht-Nehmen 
des einzelnen Mandatsträgers, verbind-
liche Konsequenzen bei nichteinhal-
tung der rahmenbedingungen und der 
vorgaben aus der bürgerbeteiligung 
(bei wirklich weitreichenden verstößen 
auch mittels Misstrauensvotum von-
seiten des bürgers) 

Pro und conTrA

Pro: die glaubwürdigkeit und das ver-
trauen, welche die Politik(er) in den letz-
ten Jahrzehnten verloren haben, lassen 
sich nur wiedergewinnen durch unbe-
stechliches, transparentes und gemein-
wohlorientiertes verhalten im politischen 
Alltag. dazu muss unsere repräsentative 
demokratie um direktdemokratische 
elemente ergänzt werden. diese er-
möglichen dem bürger angemessenes 
Mitwirken auch zwischen den Wahlter-
minen und sind geeignet, sein demokra-
tisches engagement – auch jenseits der 
Parteien – zu fördern. 

contra: bürgerbeteiligung braucht 
ein (bürger-)umfeld, das verantwortung 
ernst nimmt und umfassendes engage-
ment einbringt. hier ist noch viel Aufbau-
arbeit beim politischen bewusstsein/bei 
politischer bildung zu leisten. Kritisch zu 
betrachten sind Populismus zur durch-
setzung nicht sachdienlicher Politik und 
stimmungsabhängige Zufallsentschei-
dungen. es ist einfacher, nein-sager zu 
mobilisieren, als konstruktive Konzepte 
zu entwickeln und voranzutreiben. „un-
gesteuerte“ Mitsprache kann politische 
Abläufe verzögern. 

uMseTZung

eine massive stärkung der bürgereinbin-
dung in unsere parlamentarische demo-
kratie erfordert erhebliches umdenken. 
hier muss der staat die erforderliche 
rechtsgrundlage schaffen. dazu gehört 
ein intensiver erörterungs- und entschei-
dungsprozess über Art und umfang der 
einbindung, in den der bürger einbezo-
gen werden muss. es gilt, einen Weg zu 
finden, der bei möglichst großer bürger-
beteiligung einen reibungslosen Ablauf 
der parlamentarischen Arbeit auf allen 
ebenen gewährleistet, wirksam ist und 
sich daher „rechnet“.

der Prozess des umdenkens kann nur 
dann erfolgreich sein, wenn die Politik be-
reit ist, echte und weitgehende Kontrollen 
ihrer Tätigkeit zuzulassen, und der bürger 

sich in die (bürger-)Pflicht genommen 
zeigt/zur Übernahme von verantwortung 
motivieren lässt. unterstützung durch 
Wirtschaft und Medien ist erforderlich, 
um einen breiten und tragfähigen Kon-
sens zu finden.

der Weg hierhin ist steinig und lang. 
nur mit beharrlichkeit und veränderungs-
willen ist das Ziel erreichbar. 

BürgerRedakteur Sarah Nick-Toma 
BürgerForum Mannheim

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Stärkung der direkten Bürgerbeteiligung (Ludwigslust)
• Transparenz und Beteiligung (Göppingen)
• Bürgerbeteiligung sichern (Teltow-Fläming)
• Einbeziehung der Bürger in politische Entscheidungsprozesse (Wartburgkreis)
• Ideen / Anregungen der Bürger ernst nehmen (Regensburg)
• Beteiligung schaffen durch Vertrauen (Saarlouis)
• Informationsfluss in beide Richtungen (Dithmarschen)

bürgereinbindung verbessert bei konsequenter umsetzung die Transparenz der 
politischen entscheidungswege und verringert den unangemessenen einfluss 
mächtiger interessengruppen auf entscheidungen. dies fördert die unabhängigkeit 
der Politik und stärkt den einfluss des bürgers als souverän. 

Wir brauchen frühzeitige Transparenz bei der information der 
bürger. institutionelle rahmenbedingungen für beteiligung, wie 
z. b. bürgerbegehren oder volksentscheide, müssen geschaf-
fen werden. Politische bildung ist dafür voraussetzung. Wir 
fordern die Unabhängigkeit der Mandatsträger von Lobbyisten 
und „faktischem“ Fraktionszwang. 
BürgerRedakteure Monika Berg, Sarah Nick-Toma
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vorSchlag auSSchuSS familiäre lebenSformen 

Familiäre Lebensformen

vorschLAg

berufliche Sicherheit und gesellschaftliche 
Wertschätzung ermöglichen familie

begrÜndung

Man braucht berufliche sicherheit, um 
für seine Familie selbst zu sorgen.

es geht darum, dass es für alle Fami-
lien möglich wird, sich Kinder zu „leis-
ten“. sei es durch staatliche oder durch 
betriebliche unterstützung.

Finanzielle unsicherheit und Angst 
um den Arbeitsplatz sind nach einer 
untersuchung vom Februar 2011 für 
86 Prozent der befragten kinderlosen 
25- bis 45-jährigen erwachsenen der 
hauptgrund für die niedrige geburten-
rate (Quelle: TZ vom 14.2.11).

nicht die Arbeit, sondern die Familie 
muss sich wieder lohnen. Familie und 
Kinder müssen zu diesem Zweck wie-
der wertgeschätzt werden, ideell und 
finanziell.

der demografische Wandel wirkt 
positiv auf die beschäftigungszahlen. 
dann müssen alle hebel in bewegung 
gesetzt werden, um noch nicht berufs-
tätige eltern einstellen zu können.

erst wenn staatliche organe, Arbeit-
geber und alle anderen mit den unten 
geforderten Maßnahmen zeigen, dass 
sie Familie und eltern schätzen und 
fördern, wird sich auch das gesell-
schaftliche Klima wandeln. 

vorschLAg iM deTAiL

1. sichere Arbeit bedeutet, dass der 
Missbrauch von Zeit- und Leiharbeit 
verhindert wird. unternehmen müssen 
neu angesiedelt bzw. erweitert werden. 
eltern müssen nach einer Kinderbetreu-
ungsphase wieder an ihren Arbeitsplatz 
zurückkehren können und für einen 
familienbedingten Arbeitsausfall (Kin-
der, Pflege von großeltern) finanziell 
entlastet werden.

2. Arbeit soll für alle Altersgruppen 
besser organisiert werden durch Teil-
zeit und Jobsharing, Telearbeit, Flexibi-
lisierung mit Arbeitszeitkonten usw. die 
individuelle Arbeitszeit muss planbar 
sein. eine Flexibilität im sinne von „je-
derzeit für den Arbeitgeber verfügbar“ 
wäre ein Missbrauch, der verhindert 
werden muss.

3. eltern werden unterstützt durch 
Familiengemeinschaften für die Kinder-
betreuung. durch Kinder begründete 
haushaltstätigkeit ist als „Arbeit“ anzu-
erkennen und in der sozialversicherung 
zu berücksichtigen. das einkommen 
sollte so hoch sein, dass ein gehalt für 
die Familie reicht und ein Partner sich 
um Kinder kümmern kann. ergänzend 
muss das Kindergeld erhöht werden. 

Auf das Kindergeld könnten kostenlose 
Kindergartenplätze und andere betreu-
ungseinrichtungen angerechnet werden. 
Für alleinerziehende eltern und für den 
Fall, dass beide eltern berufstätig sind, 
sollte Kinderbetreuung auch früh und 
über 17:00 uhr hinaus angeboten wer-
den. der staat muss für Lehr- und Lern-
mittelfreiheit, schulspeisung und nach-
hilfegutscheine sorgen. gleichzeitig sollte 
man unterstützend Babysitterbörsen und 
wenn möglich Kindergärten oder -horte 
am Arbeitsplatz einrichten. strittig ist 
die Forderung, schulferiendauer und 
urlaubszeit zu harmonisieren. in den 
Ferien muss für betreuungsangebote 
gesorgt werden. vereine sind ebenfalls 
einzubinden.

4. die Politik sollte ein Familienpar-
lament, besetzt mit Familien (ohne Poli-
tiker), zur Mitbestimmung in Familien-
fragen einrichten.

5. Familienberatung muss neben der 
Kinderbetreuung gefördert werden.

6. das ehegattensplitting sollte durch 
ein Familiensplitting ersetzt werden. 

Pro und conTrA

es wird behauptet, dass durch eine bes-
sere sicherung und organisation der 
Arbeit die Wettbewerbsfähigkeit der un-
ternehmen sinken würde. dem ist nicht 
so, denn die Kosten rechnen sich mittel- 
und langfristig mit den positiven Folgen. 
Zufriedene Mitarbeiter leisten mehr, sind 
weniger krank und bleiben ihrem unter-
nehmen länger treu. die flexiblere or-
ganisation sorgt auch dafür, dass mehr 
gut ausgebildete Frauen länger arbeiten 
können, wenn für die Kinder gesorgt 
wird. Auf diese Weise kann die demogra-
fische herausforderung besser gemeis-
tert werden. Außerdem könnten von den 
geforderten flexibleren Lösungen auch 
ältere Arbeitnehmer profitieren. 

Kinderbetreuung und Familienbera-
tung kosten viel geld. dadurch werden 
aber Familien entlastet, Probleme in den 
Familien aufgefangen, bevor sie akut 
werden, und viele Kinder bekommen 
bessere chancen.

ein Familienparlament kompliziert 
entscheidungsprozesse, aber wenn es 
mit entscheidet, entstehen familienge-
rechtere Lösungen, die eher akzeptiert 
werden. 

uMseTZung

Zur weiteren Familienförderung sind 
steuerrechtliche und arbeitsrechtliche 
vorschriften zu ändern. das ist Aufgabe 
des gesetzgebers. 

Wirtschaftsförderung vor ort, um mit 
verbesserter betreuung und verein-
fachung von Abläufen neue betriebe 
anzusiedeln, ist sache der Kommunen. 

Wenn sich an der Arbeitsorganisation 
etwas ändern soll, ist das eine Aufgabe 
für gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände, die rahmentarifverträge ab-
schließen müssen. gleichzeitig müs-
sen betriebsräte und Arbeitgeber mit 
betriebsvereinbarungen nach regeln 
suchen, die auch individuelle verein-
barungen zwischen unternehmen und 

Arbeitnehmer zulassen. staat, Kirchen 
und andere Träger sozialer einrich-
tungen müssen dafür sorgen, dass in 
Kindergärten, bei vereinen und in 
schulen ausreichend kostenlose be-
treuungs- und beratungsangebote für 
Kinder und Jugendliche geschaffen 
werden – Familienberatung darf nicht 
am geld scheitern! 

Außerdem müssen wir alle anfangen 
umzudenken und Kinder als glücksfall 
sehen, nicht als Last. 

BürgerRedakteur Klaus Juhl 
BürgerForum Hof

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Aachen)
• Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Chemnitz)
• Familienfreundliche Betriebe (Lindau)
• Familienfreundliche flexible Arbeitsstrukturen (Freiburg)
• Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Altötting)
• Region stärken, um gewachsene familiäre Strukturen zu erhalten 
 und zu fördern (Wartburgkreis) 
• Flexible Arbeitszeiten und Betreuungsmöglichkeiten (Paderborn)

Familie muss sich wieder lohnen und zu diesem Zweck müssen Anreize geschaffen 
werden, alle familiären Lebensformen zu fördern. erst berufliche sicherheit und 
gesellschaftliche Wertschätzung ermöglichen Familie. Wir müssen durch unser 
gelebtes beispiel zeigen, wie positiv ein Leben mit Familie ist. 

intakte Familie ist Lebensqualität, aber zunehmend wollen 
junge Leute keine Familie mehr gründen, da sich Familie und 
beruf nur schwer vereinbaren lassen. Auch die Förderung des 
generationenübergreifenden familiären Zusammenlebens ist 
notwendig. Alle Familienformen müssen gleichgestellt werden. 
BürgerRedakteure Erika Gerber, Klaus Juhl, Sebastian Mocker
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vorSchlag auSSchuSS integration  

integration

vorschLAg

bildungsangebote

begrÜndung

unwissenheit führt zu unverständnis, 
unverständnis zu Ablehnung und Ab-
lehnung schlimmstenfalls zu Feindlich-
keit und hass. umfassende bildungs-
angebote nach dem oben beschriebenen 
Zwei-säulen-Modell wirken dem auf 
verschiedene Weisen entgegen: Man 
lernt etwas über die anderen gruppen 
und kann so verständnis füreinander 
entwickeln und etwaige Missverständ-
nisse ausräumen. 

in bezug auf Migranten wird durch 
die sprachliche Förderung die integra-
tion ins „tägliche Leben“ erleichtert, weil 
man nur über eine gemeinsame spra-
che auch mit seinen Mitmenschen „ins 
gespräch“ kommen kann, was durch 
die sprachtandemangebote weiter ver-
tieft/erweitert wird. 

der bildungsstandard steigt generell, 
was im internationalen vergleich ja 
durchaus wichtig ist. Man kann die 
Kosten, die durch die risse in der 
gesellschaft und durch die bisherige 
Abgrenzung bestimmter gruppen (z. b. 
sozialhilfeempfänger, Migranten) ent-
stehen, reduzieren, weil über die inte-
gration auch mehr Produktivität ent-
steht. 

vorschLAg iM deTAiL

bildung ist wichtig für die integration, 
weil intoleranz oft aus unwissen ent-
steht. um die bildung für die integration 
verschiedener gruppen zu nutzen, soll-
te es zwei säulen geben: 

ein Teil der bildungsangebote sollte 
verpflichtend sein, so z. b. eine Kinder-
gartenpflicht ab 3 Jahren, um diese 
Phase der Kontaktfreudigkeit und der 
guten sprachlernfähigkeit zu nutzen 
und um verschiedene Kindergruppen 
(z. b. auch behinderte, Kinder mit Mig-
rationshintergrund, Kinder sozial schwa-
cher Familien) zusammenzubringen. 
Außerdem sollte es für Migranten (wei-
terhin) einen verpflichtenden sprach- 
und integrationsunterricht geben, der 
aber darauf ausgerichtet ist, den Mig-
ranten Wissen und Freude daran zu 
vermitteln, mehr über ihr neues Land zu 
erfahren. Für alle diese Aspekte ist eine 
ausreichende infrastruktur (kleine grup-
pen, gut ausgebildete und bezahlte 
Lehrkräfte) zu fordern. 

neben den Pflichtangeboten sollten 
weitergehende freiwillige Angebote 
existieren, mit denen man das o. g. 
Wissen vertiefen kann, z. b. sprach-
tandems, die nach dem ersten basis-

sprachkurs vermittelt werden, damit die 
sprache weiter vertieft und gefestigt 
werden kann. Auch begegnungsange-
bote (z. b. besuche von Kindergärten in 
Altenheimen) sollten gefördert und vor 
allem auch in den Medien bekannt ge-
macht werden; dabei sollten die vorteile 
dargestellt werden. 

Wir, die jetzige gesellschaft, sollten 
dafür sorgen, dass diese bildung genau 
wie bei einem baum von unten anfängt. 
denn egal wie groß der baum ist, ohne 
starke und tiefe Wurzeln kippt er um. in 
der schule ist neben dem vermitteln 
von grundwissen (Lesen, schreiben, 
rechnen) auch ein verpflichtender 
ethikunterricht sinnvoll, in dem bei-
spielsweise die verschiedenen religio-
nen erklärt oder gesellschaftliche ent-
wicklungen besprochen werden. durch 
diese umfassenden Angebote wird die 
gesellschaft wie ein baum zusammen-
wachsen – mit starken Wurzeln und 
vielen verschiedenen Ästen (vereinen 
etc.), in denen jeder bürger wie ein blatt 
seinen Platz findet. 

Pro und conTrA

nachteile des Zwei-säulen-Modell sind 
vor allem die akut hohen Kosten, um die 
infrastruktur für die umfassenden bil-
dungsangebote zu schaffen (v. a. Kos-
ten für erzieher/Lehrkräfte) und die Tat-
sache, dass vermutlich viele Wähler 
erst mal von den verpflichtungen (spe-
ziell der Kindergartenpflicht) überzeugt 
werden müssen. daher muss geld 
ausgegeben werden, um der breiten 
Öffentlichkeit nahezubringen, welche 
vorteile sie und ihre Kinder davon 
haben.

da aber auf dauer die Kosten für so-
zialleistungen durch dieses Modell sin-
ken sollen und auch die Produktivität 
steigt (weil z. b. die Kinderbetreuung für 
arbeitende Mütter gewährleistet ist und 
man auf die Arbeitskraft gut integrierter 
Migranten zurückgreifen kann), sind 
dies nur kurzfristige Mehrkosten, die 
dann im Laufe der Zeit wieder an ande-
rer stelle gespart werden. Wichtig wäre 
in diesem Zusammenhang aber auch 
die Anerkennung ausländischer akade-
mischer Abschlüsse der Migranten, da-
mit die Wirtschaft die benötigten Fach-
kräfte rasch bekommt. 

uMseTZung

Zuerst ist eine infrastruktur für Kinder-
betreuung, ethikunterricht und integra-
tionskurse auf- bzw. ausbauen (z. b. 
curriculum für Lehrkräfte erstellen/an-
passen). hierfür sollen räumlichkeiten 
gesucht oder leere räume genutzt 
werden (gebäude wie schulgebäude, die 
frei werden).

Parallel dazu sind die Anzahl der 
notwendigen erzieherinnen/Lehrkräfte 
bzw. Kita-/integrationskursplätze sowie 
die Kosten für die oben beschriebene 
infrastruktur zu berechnen und ein 
Finanzierungsplan zu erarbeiten. eine 
frühzeitige und umfassende Kommuni-
kation der vorteile einer verpflichtenden 
Kinderbetreuung ist dabei grundvor-

aussetzung, um spätere Proteststürme 
zu vermeiden. 

ergänzt werden diese Maßnahmen 
durch die Anerkennung ausländischer 
akademischer Abschlüsse und das ver-
mitteln von Kontakten, um bereits exis-
tierende Projekte (z. b. Kooperationen 
zwischen Altenheimen und Kinder-
gärten) auch an anderen orten zu 
etablieren und erfahrungen auszutau-
schen.

BürgerRedakteure 
Harald Leiser, Sandra Masannek
BürgerForum Aachen

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Die deutsche Sprache – A und O der Integration (Kusel)
• Kindergartenpflicht mit frühestmöglicher Sprachförderung (Bonn)
• Fördern und fordern: Sprachquote, Kindergartenpflicht, 
 Zuwanderungsregelungen (Paderborn)
• Mindeststandards für „gelungene“ Integration definieren (Bochum)
• Bildung (Rotenburg)
• Integration von unten fördern / Interkultureller Brückenbau (Freiburg)
• Aus Betroffenen Beteiligte machen (Mannheim)

integration braucht bildung und begegnung. damit diese voraussetzungen 
geschaffen werden, sollte ein Zwei-säulen-Modell etabliert werden, in dem 
verpflichtende regelungen (z. b. Kindergartenpflicht ab 3 Jahre, integrationskurse) 
durch freiwillige Angebote (z. b. sprachtandems) sinnvoll ergänzt werden. 

schaffung eines Klimas gegenseitiger Akzeptanz und 
eines Wir-gefühls. um die extrem vielen gruppen der 
gesellschaft, die in deutschland nebeneinanderher leben 
(z. b. behinderte – nichtbehinderte, eltern – Kinderlose, 
Alte – Junge, einheimische – Migranten, verschiedene 
religionsgemeinschaften) zu vernetzen, sollte die begegnung 
in sport, Kultur sowie religion gefördert werden, um ein 
„Wir-gehören-zusammen-gefühl“ zu entwickeln.  
BürgerRedakteure Samira Idries, Harald Leiser
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vorSchlag auSSchuSS bildung 

bildung

vorschLAg

bildungssysteme bundesweit vereinheitlichen

begrÜndung

das aktuelle föderalistische bildungs-
system ist ineffizient und unflexibel. Bil-
dung muss im gesellschaftlichen Kon-
text neu definiert werden. die straffung 
der bildungszeit in schulen und uni-
versitäten, um sich international anzu-
passen, darf nicht die Kreativität und 
das entwicklungspotenzial der Lernen-
den vermindern. 

Förderung von Kreativität und erken-
nen des individuellen Potenzials sind 
vor allem eine Frage der Qualität des 
bildungsangebotes. Ziel soll es sein, 
möglichst jedem Mitglied der gesell-
schaft die gleichen bildungschancen zu 
geben. Menschen sollen entsprechend 
ihren Fähigkeiten und begabungen 
gefördert werden, um jedem einen Platz 
in der gesellschaft zu ermöglichen, an 
dem er Wertschätzung erfährt, für sich 
selbst sorgen und sich gesellschaftlich 
einbringen kann. 

die bereitstellung von geld ist unbe-
dingt erforderlich, um ein sinnvolles ein-
heitliches Bildungssystem zu schaffen 
und zu unterhalten. bildung neu zu 
definieren ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. 

vorschLAg iM deTAiL

um die veränderungen im bildungs-
system zu erreichen, muss eine umfas-
sende bildungsreform vorausgehen. 
Ausgehend von einer diskussion des 
bildungsbegriffs sollen strategien ent-
wickelt werden, um bildungskonzepte 
von frühkindlicher bildung bis hin zum 
lebenslangen Lernen zu entwickeln. ein 
föderalistisches Bildungssystem steht 
einer grundlegenden bildungsreform ent-
gegen und ist nicht mehr zeitgemäß. 

Lernende sollen lernen, wie man sich 
aktiv Wissen am besten aneignet. ein 
solides Allgemeinwissen ist notwendig. 
spezialwissen (inselwissen) jedoch 
sollte der berufs- bzw. universitären 
Ausbildung vorbehalten werden. in Zu-
sammenarbeit zwischen vorschulen, 
schulen und universitäten bzw. Lehr-
betrieben soll abgestimmt werden, was 
von den Lernenden erwartet wird. das 
bisherige Bildungssystem konzentriert 
sich darauf, möglichst viel stoff in wenig 
Zeit zu vermitteln. dieser stoff wird von 
den Lernenden nicht verinnerlicht. bil-
dung braucht Zeit. dies gilt sowohl für 
schul- als auch für hochschulbildung. 
g 8, bachelor und Master sind zu prüfen 
und gegebenenfalls anzupassen. 

Wir brauchen international anerkannte 
(oder vergleichbare) Abschlüsse, aber 
auch gut gebildete Menschen, die unser 
bestehendes Wissen und die entwick-
lungspotenziale nutzen und unsere 
bisherige stellung im internationalen 
Wettbewerb stärken. Wir brauchen eine 
bildungsreform, die sich den extremen 
sozialen herausforderungen stellt. 

das überprüfte Lehr- und betreuungs-
personal muss eine höchst qualifizierte 
Ausbildung erhalten, die auch mit hoher 
finanzieller Anerkennung verbunden ist. 
das erhalten der frühkindlichen Lern-
freude bis zum vermitteln von selbst-
verantwortlichem Lernen ist wichtig. 
respekt, Toleranz, gewaltfreiheit, kon-
struktive Konfliktlösungs-strategien, so-
zial- und Medienkompetenz, Kenntnisse 
in gesunder ernährung und in Lebensfüh-
rung sollen gesellschaftlich akzeptierte 
Lernziele sein. Das Notensystem und der 
numerus clausus sind zu überdenken. 
chancengleichheit bedeutet staatlich voll 
finanzierte bildung. Legen wir los!

Pro und conTrA

eine umfassende bildungsreform kann 
nur durchgeführt werden, wenn massiv in 
bildung investiert wird. die gesellschaft 
muss ihre Prioritäten im bezug auf bil-
dung neu definieren. nicht der funktionie-
rende, schulisch am besten ausgebildete 
Mensch soll im vordergrund stehen, son-
dern Menschen, die in der Lage sind, in 
allen Lebenslagen zu bestehen. ein um-
denken der gesellschaft erfordert Mut 
und sichert die Zukunft. ein einheitliches 
und ausdifferenziertes Bildungssystem in 
deutschland ermöglicht, dass die Kon-
kurrenzsituation zwischen den bundes-
ländern in diesem bereich aufgehoben 
wird. Lernende können leichter das bun-
desland wechseln. die vereinheitlichung 
wird zu Kosteneinsparungen in den ver-
waltungen führen. die Transparenz im 
Bildungssystem wird erhöht. Eine inter-
nationale vergleichbarkeit des deutschen 
Bildungssystems wird erleichtert. Stär-
kere soziale Ausgewogenheit kann so-
ziale Konflikte mindern. die nutzung des 
„human capitals“ erhöht die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit deutschlands.

uMseTZung

das Aufheben der Länderzuständigkeit 
für Fragen der bildung und das umwan-
deln in eine bundeszuständigkeit werden 
gefordert. Das demokratische System 
deutschlands hält Wege bereit, dies 
politisch erfolgreich umzusetzen. die For-
derungen aus dem bürgerForum und an-
deren gesellschaftlichen gruppen sollen 
grundlage für die neuordnung der bil-
dungspolitik sein. die zuständigen gremi-
en wie bundestag bzw. bundesrat (wegen 
des föderalistischen Bildungssystems) 
sollen die Forderungen der bürger weiter 
bearbeiten. bürgerinitiativen können be-
gleitend und fordernd den politischen 
Prozess unterstützen und beschleunigen. 
Bildungssysteme anderer Länder, wie 

Finnland, können vorbild sein. Kleine 
schritte in eine verbesserung der bildung 
sind ein Anfang, z. b. kleinere Lerngrup-
pen. entsprechende geldmittel müssen 
bereitgestellt werden, um reformen um-
zusetzen, die sich langfristig gesellschaft-
lich und wirtschaftlich auszahlen werden. 
Mutige schritte zur Überwindung des 
bildungsföderalismus sind möglich!

BürgerRedakteur Ruth Nölke-Walsemann
BürgerForum Braunschweig

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Grundgesetz ändern – Bildungshoheit an den Bund (Bad Doberan)
• Bildungshoheit der Länder auf Bund übertragen (Chemnitz)
• Bildung muss Bundessache werden (Wartburgkreis)
• Chancengleichheit durch bundeseinheitliches Bildungssystem (Rotenburg)
• Entföderalisierung des Bildungssystems (Halle)
• Bildungspolitik muss Bundespolitik sein (Dithmarschen)
• Einheitliche Bundesstandards von Kita bis Beruf (Emsland)

Wir fordern: Abschaffen des Bildungsföderalismus ∙ Einheitliche Schulformen, 
Lehrmittel, Bildungsabschlüsse und Zugangsvoraussetzungen ∙ Neue sinnvolle 
Lehrpläne ∙ Fördern von bildungsfernen Schichten (z. B. Analphabeten) ∙ Fördern 
von Stärken der Menschen ∙ Kostenlose ganzheitliche Bildung 

der begriff „bildung“ muss neu und über schulische bildung 
hinaus diskutiert und definiert werden. Wichtige Aspekte dabei 
sind: chancengleichheit, individualität, verbesserte bildungs-
angebote für alle, Motivation zu lebenslangem Lernen. dafür 
bedarf es eines bundeseinheitlichen Bildungssystems, das 
Flexibilität in bezug auf bildungsgänge und Abschlüsse 
gewährleistet und durch die nötigen ressourcen gestützt wird.   
BürgerRedakteure Babette Burgtorf, Ruth Nölke-Walsemann
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demografie

vorSchlag auSSchuSS  demografie 

vorschLAg

umwelt für kinder und familien attraktiver gestalten

begrÜndung

in deutschland muss der zunehmenden 
Überalterung der bevölkerung mit um-
fassenden und weitreichenden Maß-
nahmen entgegengewirkt werden. der 
demografische Wandel als Prozess ist 
nicht unumkehrbar. 

Finanzielle Zuwendungen sind ein 
instrument zur steigerung der gebur-
tenrate, das aber nur nachhaltig wirkt, 
wenn das gesamte gesellschaftliche 
umfeld familienfreundlich gestaltet wird. 
erst dann werden Familien, dabei vor 
allem die Frauen, sich nicht mehr zwi-
schen Familie und Karriere entscheiden 
müssen.

die gründung einer Familie mit Kin-
dern muss planbar, mit dem beruf ver-
einbar und finanzierbar sein.

in einer familienfreundlichen Atmo-
sphäre wird das Miteinander der gene-
rationen selbstverständlich und die 
bedeutung der existenz verschiedener 
generationen offensichtlich. 

ihre unterschiedlichen erfahrungen 
und Kompetenzen können zum gegen-
seitigen vorteil eingesetzt werden.

nur über diesen Weg kann eine sta-
bile und zukunftsfähige demografische 
entwicklung gesichert werden. 

vorschLAg iM deTAiL

die politischen entscheidungsträger auf 
allen ebenen werden aufgefordert, ent-
sprechende rahmenbedingungen für 
die gründung von Familien zu schaffen.

die Möglichkeiten der Kinderbetreu-
ung müssen den erfordernissen des 
berufsalltags in Qualität und Quantität, 
oder, wo nötig, das Arbeitsrecht an 
die erfordernisse der Kindererziehung 
angepasst werden. rechtliche, ver-
sicherungstechnische und ideologische 
schranken dürfen eigenverantwort-
lichen und kreativen Lösungsansätzen 
zur Kinderbetreuung nicht länger im 
Wege stehen. 

insgesamt sind die Aufgabenberei-
che der Jugendämter den erfordernis-
sen unserer Zeit anzupassen, um diese 
zu wirksamen Familienämtern zu ma-
chen. ein schwerpunkt hierbei ist die 
Öffentlichkeitsarbeit in sachen Familie, 
z. b. das schaffen einer bürgerorien-
tierten informationsplattform.

Alle Mitglieder der gesellschaft ha-
ben die verpflichtung, sich für Familien 
zu engagieren. Auch die freie Wirtschaft 
kann hierbei nicht ausgenommen wer-
den. es muss ein umdenken hin zur 
demografischen verantwortung als Teil 

unseres gesellschaftlichen selbstver-
ständnisses erfolgen.

bildungsmöglichkeiten für junge Müt-
ter und väter, insbesondere, aber nicht 
nur im erziehungsurlaub, sind verbes-
serungswürdig. die erziehung eines 
Kindes darf nicht länger gleichbe-
deutend mit einem Karriereknick sein. 
studieren mit Kind sollte von der Aus-
nahme zur regel werden, damit das 
durchschnittsalter der eltern in deutsch-
land wieder sinkt.

eine neue Auslegung des generatio-
nenvertrages muss gefunden werden, 
in der die generationen gemeinsam das 
demografische erbe der letzten 40 Jah-
re tragen. hierfür sind Möglichkeiten 
zur ehrenamtlichen oder teilweise eh-
renamtlichen hilfe zu schaffen, die es 
älteren Menschen ermöglichen, effektiv 
an der gestaltung einer kinderfreund-
lichen gesellschaft mitzuwirken. dazu 
muss auch das grundverständnis des 
Zusammenlebens von Jung und Alt neu 
definiert und auf gegenseitige inan-
spruchnahme von hilfe und unterstüt-
zung ausgerichtet werden. 

Pro und conTrA

Pro: sozial abgesicherte Arbeitnehmer 
sind leistungswilliger, höher motiviert 
und identifizieren sich stärker mit ihrem 
unternehmen. die berufliche und soziale 
Zukunft des einzelnen steht einem 
Kinderwunsch nicht im Wege. soziale 
spannungen lösen sich, wodurch auch 
erscheinungen unserer gesellschaft 
wie Alkoholismus, drogenkonsum und 
häusliche gewalt abnehmen. insge-
samt würde eine stabilisierung des 
sozialen gefüges eintreten, dessen Fol-
gen noch nicht benannt werden können. 
die vereinbarkeit von beruf und Familie 
steht in direktem bezug zu Art. 6 Abs. 2 
des grundgesetzes.

contra: Auf die Arbeitgeber kämen 
zusätzliche Kosten zu, die im schlimms-
ten Falle investitionen verhindern könn-
ten. der organisatorische Aufwand ist 
recht hoch und verursacht Kosten, die 
nicht direkt bei den Familien ankom-
men. es müssen gesetzesgrundlagen 
für die Ausführung und die Finanzie-
rung geschaffen werden. die erfolge 
werden in naher Zukunft nicht messbar 
sein. Letztlich bleibt die Finanzierbar-
keit selbst als gegenargument. 

uMseTZung

die vom staat zu schaffenden rahmen-
bedingungen müssen von denen einge-
fordert werden, die Familie haben oder 
gründen wollen. Politisches umdenken 
hin zu einer humanen, kinder- und fami-
lienfreundlichen Politik muss die Folge 
dieser Forderungen sein. Als gutes bei-
spiel dafür sei hier das Projekt „demo-
grafie Zschopau“ genannt. 

ein Mindestlohn muss für alle be-
reiche unter berücksichtigung flexibler 
Arbeitszeitmodelle eingeführt werden, 
Zeitarbeit eingeschlossen. Kinderbetreu-
ung bei freiwilliger Weiterbildung muss 
möglich gemacht werden. ganztags-
betreuung von Kindern in Kindereinrich-
tungen und schulen muss bezahlbar 

werden. schulspeisung, schulbücher 
und Arbeitsmittel sind kostenlos bereit-
zustellen. Freier eintritt in kulturelle ein-
richtungen und sportstätten. Ab einer 
bestimmten größe des unternehmens 
oder der innung sind betriebskinder-
gärten oder eine beteiligung an einem 
solchen zur Pflicht zu erheben. ver-
mittlung und bezuschussung durch die 
Agentur für Arbeit muss soziale As-
pekte mehr in den Mittelpunkt stellen. 
 
BürgerRedakteur Diana Schmidtbauer
BürgerForum Chemnitz

folgende vorSchläge Wurden ebenfallS bundeSWeit diSkutiert:
• Schaffung von Arbeitsplätzen (Hof)
• Flexibilisierung (Bonn)
• Gemeinschaftliches Engagement stärken (Saarlouis) 
• Neustrukturierung Sozialsysteme, Überprüfung Generationenvertrag (Aachen)
• Bereitschaft der Bürger zur aktiven Teilnahme am Dorfleben steigern (Kusel)
• Familienförderung (Altötting)
• Schaffung und Erhaltung von qualifizierten Arbeitsplätzen 
 (Werra-Meißner-Kreis)

das Zusammenleben im familiären umfeld mit Kindern soll mit dem Ziel der 
steigerung der geburtenrate nachhaltig gefördert werden. Familie und beruf 
müssen ohne Armutsrisiko lebenswert finanzierbar und vereinbar sein. 
dabei sind die ressourcen aller gesellschaftlichen schichten intensiv zu nutzen.

der demografische Wandel wird uns noch Jahrzehnte 
begleiten. er verlangt von uns verständnis und Lösungen 
für die Probleme aller bevölkerungsgruppen, nutzung 
ihrer ressourcen, unterstützung der generationen und 
berücksichtigung ihrer bedürfnisse mit dem hintergrund einer 
solidarischen, gerechten Finanzierung. die sozialpolitik ist 
gefordert, die nötigen rahmenbedingungen zu schaffen.    
BürgerRedakteure Priska Behr, Diana Schmidtbauer



Eine Initiative des Bundespräsidenten mit:


